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1 hereby certify that the annexed document ۸1-۵ 
No, USA - 0 is a photostat of an original 
document submitted in evidence by the United States 
Prosecution u.der this number, The original document 
nas been withdrawn in accordance with Rule 10 of 
the International Military Tribunal, and to the 
best of my knowledge and belief is to be held at 


the National Archives, Washington D.G. 


N ) ۱ IL ۱ 6 PAUL A. JOOSTEN 
¡neutro 0 pe DE) 


General Secretary 
International Military 
Tribunal 
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Heidelberg, 17. November 1945. 


Dr. Hans AnschüÜü t £ , z.2t. Landgerichtsdirektor in Heidelberg, 
gibt unter Bid folgendes an: 


Ich bin 1901 in Heidelberg als Sohn des Univ.Professors Dr. Gerhard 
Anschiits geboren. Nach Besuch der Gymnasien in Berlin-Grunewald und 
Heidelberg studierte ich die Rechtswissenschaften und wurde meiner 
inneren Neigung entsprechend richter., Ich war zunächst bis 1955 als 
Staatsanwalt in Heidelberg beschäftigt, wurde dann aber als Amtsge- 
richtsrat und später Landgerichtsrat nach Offenburg/Baden versetzt, 
Nach meiner Entlassung aus dem Heeresdienst 1944, die deshalb er- 
folgen mufte,weil der Vater meiner Ehefrau Jude war, konnte ich 
nicht mehr als Richter verwendet werden und wurde an das Kriegsschä- 
denamt ih Mannheim abgeoránet. Zur Zeit bin ich als Landgerichts- 
direktor in Heidelberg wieder in meinem alten Beruf tätig. 


Die Erfahrungen, die ich als Richter während der letzten 12 Jahre 
machen konnte, habe ich in den anliegenden Beiträgen zum Problem 
"Nationalsozialismus und Justiz" niedergelegt. 
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u zum Problem: Nationalsozialismus und Justiz. 


Win totelitäres System wie der Nationalsozialismus konnte na- 
tiirlich nit seinen Kachtansprüchen nicht vor der Justiz halt ma- 
chen. Die"Gleichschaltung" bezw. "Ausschaltung" der Justiz vollzog 
sich schrittweise aber zielbewusst. 


1. Unmittelbar nach der "Hachtergreifung" wurden die aus po- 
litischen oder rassischen Gründen unerwünschten Richter aus ihren 
Stellen entfernt oder von- führenden Stellen auf unwichtige Stellen 
versetzt, insbesondere von der Strafjuetiz ausgeschaltet. Die Hand- 
hebde bot das "Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeantentuns” 
von 764.1933, welches den Grundsatz der Unabsetzbarkeit und Unver- 
«etzbarkeit der Richter und damit die Garantieen der Unabhängigkeit 
der Justiz aufhob, 

2. In der Folgezeit ergriff die das ganze Öffentliche und pri- 
vate Leben Deutschlands beherrschende Bespitzelung und Überwachung 
der politischen Gesinnung jedes Staatsbürgers natürlich auch die 
Richter. Dieses Systen der Beobachtung steigerte sich allmählich 
zu Angriffen und Anprengerungen in der Presse, insbesondere in den 
Zeitungen "Der Stürmer" und "Das schwarze Korps", wikche mit Vor- 
liede tendenziös entstellte Berichte von Prozessen mit Namensnennung 
der Richter brachte, die = im Sinne der NSDAP untragbare — Upteile 
erlassen hatten, Die politische Macht dieser Zeitungen bezw. der 
hinter ihnen stehenden Beeinflusser, Streicher und Himmler, war 
so gross, dass es nicht einmal der Rejensjustizminister erreichen 
konnte, dass in den Zeitungen Berichtigungen der nachweislich un- 
wahren Gerichtsberichte erschienen, 


3. Das "Deutsche Beamtengesetz" v. 26.1.1957 = in Kraft getre- 
ten am 1.721957 — stellte schliesslich den Richter auf eine Stufe 
mit allen übrigen Staatebeamten und gab der Staatsführung in 5 71 
die Möglichkeit jeden Beamten in den Ruhestand zu versetzen, der 
‘nicht mehr die Gewähr dafür bot, dass er jederzeit für den Natio- 
nalsozislistischen Staat eintreten würde," 


4. Während aber auch noch das Deutsche Beamtengesetz ftir Richter 
gewisse Ausnahmen zuliess und nach ۶ 171 eine Zuruhesetzung von 
Richtern wegen des sachlichen Inhaltes einer von "ihnen getroffenen 
richterlichen Entscheidung verbot, liess Hitler sich in der Reichs- 
tagssitzung em 26.44.1942 vom Reichstag das "Recht" übertragen, 
euch jeden Richter ohne Rücksicht auf seine wohlerworbenen Rechte, 
wenn er es für geboten erachtete, seines Amtes zu entheben. (Diese 
Reichstagsrede Hitlers war im Grunde ein Ruhmesblatt für den deut- 
schen Richterstand, denn sie lieferte den Bewhis dafür, dass Hitler 
Grund hette, mit der Justiz unzufriedex zu sein, weil diese sioh 
der NSDAP inner noch nicht gefügig genug gezeigt hatte. 


£ 


5. Seit dem Erlass des Deutschen Deamtengesetzes bestan ein 
starker Zwang für alle Beamten, also auch für die Richter der NSDAP 
beizutreten, bezw. Aufforderungen zum Beitritt nicht zurtiekzuwel- — 
sen, da sonst die Gefahr und die Köglichkeit der Zuruhesetzung 
Entlassung bestanden hätte. Waren die Richter aber erst einmel 
"Parteigenossen", so unterstanden sie als solche der ihr dienst- 
liches und privates Leben erfassenden Parteidisziplin und Partei, 
gerichtebarkeit. 


oder 
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6. Neben diesen die Richter erfassenden Massnehmen, hatte 
ale Partei Massnahmen getroffen, die man mit “AushS 

order Gerichtsbarkeit" und "Schaffung einer 
keit" R 
318 las Reichsgericht das höchste deutsche 
Gericht für Hoch- und Isndesverratssachen, Daher warae der 
re هس مخ‎ nowh vor dem Reichsgericht ver- 
handelt. endete ja bekanntlich mit dem Freispruch der 
meisten Angeklagten, auf deren Verurteilung man als Mit- 
glieder der Kommunistischen Partei den grössten Wert ge- 
legt hätte. Die Staatefiihrung entzog nach diesen Progess 
dem Reichsgericht die Gerichtsbarkeit in Hoch- und Landes- 
verratssachen und übertrug sie dem durch Gesetz vom 28.4: 54 
neu geschaffenen Volksgerichtshof, der auf Grund seiner 
Besetzung mit nur 2 Berufsrichtern - die selbstverstindlich 
nach vorwiegend parteipolitischen Gesichtspunkten ausge- 
wählt waren — und 5 höheren "Parteifunktionären" die Gewähr 
dafür bot, dass ausschliesslich im Sinne der NSDAP "Recht" 
gesprochen wiirde. 
Schon vorher waren durch Gesetz vom 21.351933 Sondergerichte 
geschaffen worden zur Aburteilung politischer Verbrechen, 
deren Mitglieder anfänglich vom Präsidium des Landgerichts, in 
dessen Bezirk das Sondergericht gebildet wurde, später vom 
Oberlandesgerichtspräsidenten berufen wurden. Praktisch waren 
Mitglieder der Sondergerichte nur Parteigenossen. 
Die Schlagkreft dieser Sondergerichte wurde 10000 im Sinne 
und Interesse der NSDAP dadurch gestärkt, dass es der Staats- 
anwaltschaft in die Hand gegeben war, ob Anklage vor dem or- 
dentléchen Gericht oder dem Sondergericht erhoben wurde, dass 
nicht jeder deutsche Rechtsanwalt, sondern nur der für Vertei- 
digungen vor den Sondergerichten zugelassene Rechtsanwalt als 
Verteidiger auftreten durfte und dass es gegen die Urteile der 
Sondergerichte kein Rechtsmittel gab. 


Ein weiteres Nittel der Beeinflussung der Richter war die Zin- 
richtung der "Richterbriefe". In diesen an sich nur fr: den 
innerdienstlichen ‚Gebrauch bestimmten, vom Reichsjustizmini- 
sterium herausgegebenen Briefen wurden Rechtefille zwar ohne 
Namensnennung der Richter, aber mit Angabe, der Gerichte als 
gute bezw. schlechte Beispiele kommentiert und dadurch eingf 
Druck auf die Richter ausgeübt, 

Unter dem Motto der "Gelenkten Justiz" ühte man auf die Richter 
schliesslich daduroh einen Druck sus, dass men in wichtigen, aucs 
--gnpolitischen Strafsachendurch den Oberstaatsanwalt vor der 
Gerichtsverhanälung den Vorsitzenden mitteilen liees, welche 
Strafe beantragt würde und dass der Ausspruch dieser Strafe 
such erwartet würde, 


Die stärksten Eingriffe in die Justiz vollzogen sich aber seit 
1933 in immer zunehmenden Maasse sozusagen neben der Justiz. Die 
unter dem Befehl des Reichsführers 55 stehende Polizei inhaftierte 
ohne gerichtliches, ja ohne überhaupt ein Verfahren nicht nur 
politisch, sondern such aus sonstigen Gründen missliebige Per- 
sonen in Gefängnissen und Eonzentrationslagern. Die Tatsache, 

dass Angeklagte nach ihrer Freisprechung durch das Gericht un- 
mittelbar nach der Gerichtsverhandlung von der Polizei in "Schutz- 
haft" genommen wurden und damit in einem Konzentrationslager ver- 
schwanden, war keine Ausnahme, sondern in politischen Sachen oft 
die Regels. 
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Schliesslich sabotierte die Partei die Justiz dadurch, 


dass Strafen, die gegen "Alte Kämpfer" oder sonst be- 
sonders genehme Parteigenossen nicht vollstreckte, oder 
in parteiischer Ausübung des Gnadenrechta aufhob, 

Die Aufzählung dieser Beeinflussungsversuche der Justiz 
ist natürlich in keiner Weise vollständiz, 
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